
Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Schliengen/Bad Bellingen 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Wirksamkeit der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Schliengen/Bad Bellingen 
für den Teilbereich „Feuerwehrgerätehaus Nieder-/Obereggenen“ im Ortsteil 
Niedereggenen der Gemeinde Schliengen 
 
Das Landratsamt Lörrach hat die vom Gemeinsamen Ausschuss der Vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft Schliengen/Bad Bellingen am 16.09.2021 in öffentlicher Sitzung 
beschlossene 4. Änderung des Flächennutzungsplanes der Vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft Schliengen/Bad Bellingen mit Erlass vom 19.10.2021 aufgrund von 
§ 6 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. Die Genehmigung wird hiermit gemäß 
§ 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. 
 
Der Änderungsbereich liegt direkt nördlich der Hohlebachstraße zwischen den beiden 
Ortsteilen Niedereggenen und Obereggenen. Nördlich und westlich des Plangebiets verläuft 
der Hohlebach, südlich wird das Plangebiet durch die Hohlebachstraße (Kreisstraße 6316) 
begrenzt. Östlich schließt sich das Gelände des Landgasthofs Mattenmühle an. Der räumliche 
Geltungsbereich ergibt sich aus folgendem Kartenausschnitt: 
 

 
 
 
Die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung kann einschließlich der Begründung mit Umweltbericht 
und der zusammenfassenden Erklärung beim Bürgermeisteramt Schliengen, Wasserschloss 
Entenstein, Zimmer 4, 79418 Schliengen und beim Bürgermeisteramt Bad Bellingen, Rheinstr. 
25, Zimmer 4, 79415 Bad Bellingen während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. 
Jedermann kann die Flächennutzungsplanänderung einsehen und über den Inhalt Auskunft 
verlangen (vgl. § 6 Abs. 5 BauGB). 



Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 -3 des 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans oder aber nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Verwaltungsgemeinschaft geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den Mangel 
des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 
Nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg gilt die 
Flächennutzungsplanänderung - sofern sie unter der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung oder aufgrund der Gemeindeordnung ergangenen 
Bestimmungen zustande gekommen ist - ein Jahr nach dieser Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Flächennutzungsplanänderung verletzt worden sind, 
2. der Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses dem Beschluss nach § 43 
Gemeindeordnung wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
hat oder die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der 
Verwaltungsgemeinschaft unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. Ist eine Verletzung nach vorstehender Nr. 2 geltend 
gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der genannten Frist des § 4 Abs. 4 Satz 1 GemO 
BW jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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